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Theorie und Praxis der Price-Cap-Regulierung*

von Gunter Knieps

Diskussionsbeitrag
Institut fir Verkehrswissenschaft und Regionalpolitik
Nr. 127 — Oktober 2009

Abstract:

Die Umsetzung der Price-Cap-Regulierung in den unterschiedlichen Netzsekto-
renist in Deutschland durch vielfatige Asymmetrien gekennzeichnet. Dies fiihr-
te beziglich der Regulierungsbasis sowohl zu Uberregulierungen als auch zu
Unterregulierungen. Ferner kam es zu Doppelregulierungen. Schliefdlich wird
das Instrument der Price-Cap-Regulierung nicht konsistent angewendet. Erfor-
derlich ist deshalb ein préazises Regulierungsmandat, das die Regulierungsbe-
horde in die Lage versetzt, ihren Regulierungsauftrag im Sinne des disaggregier-
ten Regulierungsansatzes moglichst zielgerecht umsetzen zu kénnen. Die Ana-
lyse der erforderlichen Regulierungsbasis sowie der geeigneten Regulierungsin-
strumente erfordert eine sektortibergreifende theoretische Fundierung, die alle
Netzsektoren symmetrisch, d.h. nach gleichen netzokonomischen Kriterien be-
handelt. Es geht dabei um die Bildung von Regulierungsprinzipien, die auf un-
terschiedliche Netze konsistent Anwendung finden.
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1. Zur Genesis der Price-Cap-Regulierung

Die Geburtsstunde der Price Cap-Regulierung ist eher unspektakulér: im Rah-
men der Privatisierung von British Telecom erteilte das Department of Industry
am 28. Oktober 1982 Professor Littlechild den Auftrag, ein modifiziertes Rate-
of-Return-Regulierungsschema zu entwickeln. Zentraler Kritikpunkt an der her-
kommlichen Rate-of-Return-Regulierung war nach Littlechild nicht nur der be-
kannte Averch-Johnson-Effekt der Anreizverzerrung Uberzogener Investitionstd-
tigkeit sowie der enorme administrative Implementierungsaufwand. Littlechild
wies insbesondere auch auf die fehlenden Mdglichkeiten einer gezielten An-
wendung der Rate-of-Return-Regulierung auf digenigen Produktionsbereiche
hin, in denen Monopolmacht tatsachlich ein Problem darstellt, da die Rate-of-
Return-Regulierung typischerweise auf das ganze Unternehmen oder zumindest
auf grof3e Teile davon angewandt wird. Daher entwickelte Littlechild einen al-
ternativen Ansatz, die sogenannte Price-Cap-Regulierung, den er in seinem Re-
port skizzierte (Littlechild, 1983, 34-36).! Esist zu vermuten, dass weder Little-
child noch das Department of Industry zum damaligen Zeitpunkt ahnten, wel-
chen Einfluss und welche Akzeptanz dieses Regulierungsinstrument in der Fol-
gezeit haben wirde.

Es ging von Anfang an um das Ziel der Marktmachtregulierung und nicht um
Universaldienstregulierung oder technische Regulierung. Das neue Regulie-
rungsinstrument sollte moéglichst einfach, transparent und leicht implementierbar
sein und wegfallen, sobald Wettbewerb herrscht. Die Anreizverzerrungen der
traditionellen input-basierten Regulierungsinstrumenten (Uberhthte Kapitalein-
sitize bei Rate-of-Return-Regulierung, Kostenverschwendungen bei Mark-up-
Regulierung) sollten vermieden werden und insbesondere Anreize fir Effizienz-
verbesserungen gesetzt werden.

1 vgl. auch Beesley, Littlechild, 1989, 454-472. Herr Professor Wieland (TU Dresden)
wies mich dankenswerterweise darauf hin, dass Linhart, Radner (1983) mit der
» Price-Range Regulation® ebenfalls eine Alternative zur Rate-of-Return-Regulierung
diskutierten, die bereits wichtige Grundelemente einer Price-Cap-Regulierung ent-
halt.



Die Grundidee des Instruments der Price-Cap-Regulierung ist relativ einfach.
Grundlegend ist die Uberzeugung, dass es ein perfektes Regulierungsinstrument
nicht geben kann und dass Regulierung niemals zu einer perfekten Korrektur des
Marktversagens fuhren kann. Es kommt der Einfachheit und der praktischen
Implementierbarkeit eine grofe Bedeutung zu. Die Regulierung soll sich dabei
auf die monopolistischen Leistungen beschrénken. Ausgangspunkt ist die
»bounded rationality“-Hypothese, dass Regulierung ohne Informationen bezlig-
lich Kosten- und Nachfragebedingungen bereits eine Verbesserung fur die Kon-
sumenten bewirken kann, indem sie daftir sorgt, dass sich deren Situation nicht
verschlechtert. Insbesondere sollen die Preise der monopolistischen Dienste
nicht stérker ansteigen als die Inflationsrate. Die Kunden sollen also im Prinzip
in der Lage sein, auch zu den heutigen Preisen die gleichen Mengen der unter-
schiedlichen Leistungen des betrachteten Dienstleistungskorbes einzukaufen
wie in der Vorperiode, ohne dass ihnen dadurch Mehrausgaben entstehen
(Laspeyres-Index). Als Korrekturfaktor wird RPI-X eingesetzt, wobei RPI die
Verénderung des Konsumentenpreisindex und X einen zwischen Regulierer und
Unternehmen auszuhandelnder Prozentsatz darstellt, der in der Folge als (realer)
Prozentsatz der Produktivitdtsveranderung innerhalb des regulierten Bereichs
interpretiert wurde.

Anfang der 80er Jahre war nicht vorhersehbar, welchen ,, Siegeszug“ das Instru-
ment der Price-Cap-Regulierung in der Folgezeit antreten wirde. Schon rasch
wurde deutlich, dass es nicht nur, wie im Littlechild-Report vorgesehen, auf die
lokalen Telekommunikationsnetze, sondern auch auf andere Telekommunikati-
onsmérkte (nationale und internationale Ferngesprache etc.) ausgeweitet wurde.
Obwohl zun&chst als einfaches, transitorisches Regulierungsinstrument konzi-
piert, wurde es in GrofRbritannien rasch auch in anderen privatisierten Netzsekto-
ren wie Gas und Elektrizitdt, Wasser, Eisenbahn und Flughdfen angewendet
(Stern, 2003, 27 ff.). Die Folge war eine Transformation von einem temporéren
zu einem permanenten Regulierungsinstrument, da im Gegensatz zur Telekom-
munikation Schienenwege, Flugh&fen oder Wasser- und Energienetze auch nach
einer umfassenden Marktoffnung einer langfristigen Regulierung bedirfen
(Knieps, 20073, 8). Littlechild verwies in seiner Studie zur Ausgestaltung des
Wassersektors im Jahre 1985 auf die Problematik, dass bei einer permanenten



Price-Cap-Regulierung deren Umsetzung erheblich komplexer wird (Littlechild,
1988, 58 ff.). Hierzu z&hlt insbesondere das Problem der Bestimmung des rich-
tigen Niveaus von X, so dass die regulierten Unternehmen weder extrem hohe
Gewinne noch Defizite erwirtschaften. Je langer die Zeitperiode ist, fur die
RPI — X glltig sein soll, desto grofRer wird die Unsicherheit Uber das realisierba-
re Niveau von X. Eine permanente RPl — X Preisniveauregulierung muss daher
auch eine Anpassung von X nach Ablauf einer ex ante vorgegebenen Regulie-
rungsphase vorsehen.

In der Zwischenzeit ist eine umfangreiche theoretische Literatur Gber das Design
und die Implementierung von Anreizregulierung und deren Ausgestaltung in
Form einer Price-Cap-Regulierung entstanden (z. B. Vogelsang, 2002; Crew,
Kleindorfer, 2002). Eine zentrale Aussage besteht darin, dass die Anreizwirkun-
gen der Price-Cap-Regulierung entscheidend von der Ausgestaltung des Price-
Cap-Schemas abhangen. Im Gegensatz zu einer Price-Cap-Regulierung auf der
Basis des Laspeyres-Index fuhren etwa die Regulierung des durchschnittlichen
Erloses (Average Revenue Cap) oder des Gesamterldses (Total Revenue Cap)
oder aber auch Kombinationen des Laspeyres-Index mit dem Average Revenue
Cap zu erheblichen allokativen Ineffizienzen. So fuhrt der Average Revenue
Cap zwar zu einer Gewinnerhdhung im Vergleich zum Laspeyres-Index, aber
gleichzeitig auch zu exzessiven (wohlfahrtsschadigenden) Preisdifferenzierungs-
anreizen des regulierten Unternehmens (z.B. Cowan, 1997, 58f.).

2. Sektorsymmetrische Price-Cap-Regulierung

Die Literatur zur Price-Cap-Regulierung beschéftigte sich von Anfang an in
starkem Mal3e mit den Anreizwirkungen dieses Regulierungsinstruments, insbe-
sondere auch im Vergleich zu anderen Regulierungsinstrumenten. Die Frage
nach der geeigneten Regulierungsbasis, auf welche dieses Regulierungsinstru-
ment anzuwenden ist, verblieb demgegeniber im Hintergrund. Die Analyse der
erforderlichen Regulierungsbasis sowie der geeigneten Regulierungsinstrumente
erfordert eine sektortibergreifende theoretische Fundierung, die ale Netzsekto-
ren symmetrisch, d.h. nach gleichen netzékonomischen Kriterien behandelt. Es



geht dabei um die Bildung von Regulierungsprinzipien, die auf unterschiedliche
Netze konsistent Anwendung finden.

2.1 Disaggregierte Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht

Ein geeignetes 6konomisches Referenzmodell fir die Aufdeckung des Hand-
lungsbedarfs zur Disziplinierung von Marktmacht in Netzsektoren muss in der
Lage sein, wesentliche Eigenschaften von Netzen (Gréf3en- und Verbundvortei-
le, Netzexternalitdten, Netzvielfalt) zu erfassen, ohne diese automatisch mit
Marktmacht gleichzusetzen. Grundsétzlich gilt es zu unterscheiden zwischen
Wettbewerb zwischen Netzen (intermodaler Wettbewerb, Plattformwettbewerb)
sowie Wettbewerb in Netzen auf den unterschiedlichen Netzebenen. Insbeson-
dere gilt es zwischen Netzdienstleistungen (z. B. Flugverkehr, Telephonie,
Transport von Gas und Strom) und Netzinfrastrukturen (z. B. Schienenwege,
Flughé&fen, Telekommunikationsnetze) zu unterscheiden.

Es ist von zentraler Bedeutung, zwischen Ex-ante- und Ex-post-Eingriffen in
Mérkten zu unterscheiden. Die allgemeine Wettbewerbspolitik zielt darauf ab,
Eingriffe dann vorzunehmen, nachdem ein wettbewerbsschédliches Verhalten
identifiziert worden ist. Demgegentiber liegt der Fokus der sektorspezifischen
Regulierung auf Ex-ante-Regulierungsmal3nahmen, bevor ein Marktmachtmiss-
brauch festgestellt worden ist. Dieser prophylaktische Ansatz der Ex-ante-
Regulierung ist nur in solchen Netzbereichen gerechtfertigt, in denen ein syste-
matischer Missbrauch von Marktmacht bei Abwesenheit von Regulierung
erwartet werden kann (Geradin, Sidak, 2005, 519).

Der disaggregierte Ansatz beschrankt die Regulierungsmal3nahmen auf Netzbe-
reiche mit stabiler Marktmacht. Stabile netzspezifische Marktmacht l&sst sich
nur bei einer Kombination von natrlichem Monopol und irreversiblen Kosten
nachweisen, d. h. bel Vorliegen eines monopolistischen Bottlenecks (Knieps,
2006, 53 f.). Die Bedingungen fir eine monopolistische Bottleneck-Einrichtung
sind erfillt, falls:



e Eine Einrichtung unabdingbar ist, um Kunden zu erreichen, wenn es also
keine zwelte oder dritte solche Einrichtung gibt, d.h. kein aktives Substitut
verflgbar ist. Diesist dann der Fall, wenn eine natirliche Monopol situation
vorliegt, so dass ein Anbieter diese Einrichtung kostengiinstiger bereitstel-
len kann, als mehrere Anbieter.

e Gleichzeitig die Einrichtung mit angemessenen Mitteln nicht dupliziert
werden kann, um den aktiven Anbieter zu disziplinieren, d. h. kein poten-
zielles Substitut verflgbar ist. Diesist dann der Fall, wenn die Kosten der
Einrichtung irreversibel sind.

Der Inhaber eines solchen monopolistischen Bottlenecks besitzt stabile Markt-
macht, selbst dann, wenn sémtliche Marktteilnehmer perfekt informiert sind,
samtliche Nachfrager Wechselbereitschaft besitzen und kleine Anderungen der
Preise eine Wanderung der Nachfrage zur Folge haben. Netzspezifische Markt-
macht des etablierten Unternehmens ist somit lediglich in denjenigen Teilberei-
chen zu erwarten, die nicht nur durch eine natiirliche Monopolsituation, sondern
gleichzeitig auch durch irreversible Kosten gekennzeichnet sind. Irreversible
Kosten sind fir das etablierte Unternehmen nicht mehr entscheidungsrelevant,
wohl dagegen fir die potenziellen Wettbewerber, da diese vor der Entscheidung
stehen, ob sie diese unwiederbringlichen Kosten in einem Markt einsetzen oder
nicht. Das eingesessene Unternehmen hat somit niedrigere entscheidungsrele-
vante Kosten als die potenziellen Wettbewerber. Hieraus ergibt sich ein Spiel-
raum fir strategisches Verhalten, so dass ineffiziente Produktion oder Uber-
schussgewinne nicht mehr zwangslaufig Marktzutritt zur Folge haben.

Netzspezifische Marktmacht des eingesessenen Unternehmens ist somit ledig-
lich in denjenigen Teilbereichen zu erwarten, die gleichzeitig durch ein nattirli-
ches Monopol und durch irreversible Kosten gekennzeichnet sind. Ist eine der
beiden Bedingungen nicht erflllt, so handelt es sich nicht um elnen monopolisti-
schen Bottleneck. Es kdnnen vielfaltige Formen des aktiven und potenziellen
Netzwettbewerbs auftreten, ohne dass die Marktteilnehmer die gleichen Netz-
grofden besitzen. In allen Ubrigen Netzbereichen ist der Wettbewerb funktionsféa-
hig. Von Bedeutung ist hier nicht nur der potenzielle Wettbewerb, sondern auch



der aktive Netzwettbewerb auf der Basis von Technologie-, Produkt- und Preis-
differenzierung. In denjenigen Netzbereichen, in denen die Voraussetzungen
eines monopolistischen Bottlenecks nicht vorliegen, ist folglich — wie in alen
dbrigen Méarkten auch — eine Missbrauchsaufsicht im Sinne des allgemeinen
Wettbewerbsrechts hinreichend. Regulierung ist hier nicht nur tUberfllissig, son-
dern auch mit hohen administrativen Kosten verbunden. Noch wesentlich héhere
volkswirtschaftliche Schaden entstehen jedoch aufgrund der Stérung des Wett-
bewerbsprozesses und der damit einhergehenden Anreizverzerrungen, z. B. hin-
sichtlich der Investitionsbereitschaft. Wie auf allen anderen wettbewerblich or-
ganisierten Mérkten liegt aber die Beweislast, ob Marktmacht vorliegt und zu-
dem missbréuchlich ausgenutzt wird (vgl. etwa 8 19 GWB), bei den Wettbe-
werbsbehdrden. Im Gegensatz zu einer generellen Ex-ante-Regulierung werden
solche Eingriffe in den Wettbewerbsprozess immer nur fallweise und ex post
vorgenommen.

2.2 ldentifikation von monopolistischen Bottleneck-Bereichen

In den meisten Netzsektoren bestehen derzeit noch monopolistische Bottlenecks
bei den Infrastrukturen, die durch Bindelungsvorteile (natrliches Monopol) in
Kombination mit irreversiblen Kosten gekennzeichnet sind. Lediglich diese Be-
reiche erfordern eine Disziplinierung der verbleibenden Marktmacht. Der Um-
fang dieser monopolistischen Engpassbereiche variiert alerdings betrachtlich
zwischen den einzelnen Netzsektoren (siehe Tabelle 1).

Netzteile, die durch die Kombination von natirlichem Monopol mit irreversib-
len Kosten charakterisiert sind, lassen sich in verschiedenen Netzsektoren loka-
lisieren: Im Gegensatz zu Flugzeugen sind die Flughafeninfrastrukturen mit ir-
reversiblen Kosten verbunden. Investitionen in Terminals sowie Start- und Lan-
debahnen koénnen, einmal getétigt, nicht wie ein Flugzeug an einen anderen Ort
transferiert werden. Insoweit Fluggesellschaften auf einen einzigen Flughafen in
einer Region angewiesen sind, hat dieser die Charakteristika eines monopolisti-
schen Bottlenecks. Im Bereich der Schieneninfrastrukturen liegt (anders als bei
den Transportleistungen und der Zuguberwachung) eine monopolistische Bottle-



neck-Situation vor, da der jeweilige Schienenwegbetreiber innerhalb eines be-
stimmten geografischen Gebietes ein natlrliches Monopol innehat und beim
Bau von (ortsgebundenen) Schienenwegen irreversible Kosten anfallen (Knieps,
2006) .

Tabelle 1: Sektorsymmetrische Lokalisierung der Regulierungsbasis

Naturliches | Irreversible
Monopol Kosten
Luftfahrt
Angebot von Luftverkehr jalnein nein
Aufbau und Betrieb von Luftverkehrskontrollsystemen ja nein
Aufbau und Betrieb von Flughéfen ja ja
Eisenbahn
Angebot von Eisenbahnverkehr jalnein nein
Aufbau und Betrieb von Zuguberwachungssystemen ja nein
Aufbau und Betrieb von Schieneninfrastrukturen ja ja
Elektrizitat
Erzeugung (Produktion) nein ja
Fernnetze (Transportnetze) ja ja
Regionale/lokale Netze (Verteilnetze) ja ja
Versorgung nein nein
Telekommunikation
Endgeréte nein nein
Telekommunikationsdienste (einschliefdlich Sprachtelefon- | nein nein
dienst)
Satelliten-/Mobilfunknetze nein nein
Fernnetze (kabelgebunden) nein ja
L okale Netze (kabelgebunden) jalnein ja
Post
Einsammeln ja nein
Sortieren (Eingang) ja nein
Transport nein nein
Sortieren (Ausgang) ja nein
Zustellen ja nein




Im Elektrizitatssektor stellen sowohl die Stromibertragungsnetze (Hochstspan-
nungsnetze) als auch die (lokalen/regionalen) Stromverteilnetze monopolistische
Bottlenecks dar. Die Stromubertragungsnetze sind auch nach der umfassenden
Markt6ffnung horizontal miteinander verbundene nattirliche Monopole.

Im Telekommunikationssektor stellt lediglich der lokale Netzzugang einen mo-
nopolistischen Bottleneck dar, insoweit keine alternativen Zugangsplattformen
(z. B. interaktive Breitbandnetze) bestehen (Blankart, Knieps, Zenhausern,
2007). Demgegentiber lassen sich in der Wertschépfungskette von Briefbeforde-
rungssystemen keine monopolistischen Bottleneck-Komponenten lokalisieren
(Knieps, Zenhéusern, Jaag, 2009, 91 ff.).

2.3 Preisniveau- an Stelle von Preisstruktur-Regulierung

Price-Cap-Regulierung der monopolistischen Bottleneck-Bereiche sowie ge-
trennte Rechnungslegung zu den Ubrigen Bereichen (Accounting Separation)
sind ausreichend, um die verbleibende Marktmacht zu disziplinieren und einen
diskriminierungsfrelen Zugang zu den monopolistischen Bottleneck-
Einrichtungen zu gewdahren. Detaillierte Inputregulierungen widersprechen
demgegentiber dem Prinzip einer Price-Cap-Regulierung. Durch die Beschréan-
kung der Regulierungsvorschrift auf das Niveau der Outputpreise soll gerade der
Informationsbedarf der Regulierungsbehdrde maoglichst gering gehalten werden.
Dadurch wird nicht nur der Regulierungsaufwand reduziert; gleichzeitig werden
unternehmerische Anreize bei der Suche nach Kosteneinsparungen sowie inno-
vativen Preisstrukturen gesetzt. Der entscheidende Vorteil der Price-Cap-
Regulierung im Vergleich zur Einzelpreisgenehmigung besteht darin, dass die
unternehmerische Suche nach innovativen Preisstrukturen nicht behindert wird.

In wettbewerblichen Marktprozessen bilden sich die optimalen Biindelungs-
bzw. Entblindelungsgrade abhangig von den Kosten- und Nachfragecharakteris-
tika endogen heraus. Je starker die Nachfrage danach ist, verschiedene Produkt-
komponenten als Ganzes zu kaufen (,,one-stop-shopping”“) und je stérker die
Synergieeffekte ausfallen, die Produktkomponenten zu einem Endprodukt zu-



sammenzufassen, desto geringer sind die Anreize fir eine weitergehende Ent-
blindelung.

Kopplungsverkdufe in Form einer Bindelung, bel der die Konsumenten die
Wahl zwischen einem Paket und einzelnen Produkten haben, kénnen aufgrund
der damit einhergehenden optionalen Preisdifferenzierung durchaus wohlfahrts-
erhohend sein. Eine solche BUndelung ermdglicht die Durchsetzung wohlfahrts-
verbessernder Preisdifferenzierungsstrategien, indem insbesondere die Wenig-
nutzer vom Konsum nicht ausgeschlossen werden. Die Mdglichkeit, zwischen
einzelnen Produkten und einem Produktbindel wahlen zu kdnnen, ist in vielen
Wirtschaftsbranchen tblich (Knieps, 2008, Kap. 10).

Preisstruktur-Vorgaben kénnen nicht mit der Mdglichkeit einer Preisdiskrimi-
nierung gerechtfertigt werden. Insbesondere darf die wohlfahrtserhGhende
Preisdifferenzierung nicht mit einer wettbewerbsschédlichen Preisdiskriminie-
rung verwechselt werden. Es gilt, Diskriminierungsvorwirfe einzelfallbezogen
ex post mit Hilfe des allgemeinen Wettbewerbsrechts zu behandeln.

3. Sektorasymmetrische Price-Cap-Regulierung in Deutschland
3.1 Telekommunikation

Sektorasymmetrien kénnen sich einerseits beztiglich der Regulierungsbasis er-
geben sowie andererseits bei der Ausgestaltung des Instruments der Price-Cap-
Regulierung. Der Vorreiter der Price-Cap-Regulierung in Deutschland war die
Telekommunikationsbranche. Gemal} § 32 des Telekommunikationsgesetzes hat
die Bundesnetzagentur die Mdglichkeit, Entgelte auf der Grundlage der auf die
einzelnen Dienste entfallenden Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung
oder mittels Price-Cap-Verfahren zu genehmigen. Hier wurde die Price-Cap-
Regulierung unmittelbar nach der umfassenden Markt6ffnung im Jahre 1998 auf
Endkundenmérkten, insbesondere der Sprachtelefonie eingefihrt und inzwi-
schen im Jahre 2006 wieder abgeschafft. Die Vorleistungsmérkte, etwa der Zu-
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gang zur Teilnehmeranschlussleitung, Interkonnektionsleistungen, werden nach
wie vor auf der Basis kostenbasierter Einzel preisgenehmigungen reguliert.?

Aus der Sicht des disaggregierten Regulierungsansatzes stellt die Price-Cap-
Regulierung auf der Endkundenebene eine Uberregulierung dar. Die Regulie-
rung der netzspezifischen Marktmacht auf den Vorleistungsmérkten ist hinrei-
chend. Aber auch auf den Vorleistungsmérkten ist eine Regulierung der Fern-
netze aufgrund des aktiven Netzwettbewerbs nicht gerechtfertigt. Es verbleibt
das Problem der Regulierung der monopolistischen Bottleneck-Komponenten
im Local Loop. Hier stellt sich alerdings die Frage, warum die Einzelpreisge-
nehmigungen nicht durch eine Price-Cap-Regulierung ersetzt werden.

3.2 Post

Im Postbereich wurden gesetzliche Marktzutrittsschranken lange Zeit mit Uni-
versaldienstverpflichtungen begrindet. Erst in der dritten Postrichtlinie der Eu-
ropéischen Union aus dem Jahre 2008 wurde die Verpflichtung zur umfassenden
Marktéffnung fiir samtliche Mitgliedstaaten festgelegt.® In Deutschland wurde
die Exklusivlizenz der Deutschen Post AG zum ersten Januar 2008 abgeschafft.
Aus verschiedenen Landerstudien geht hervor, dass im Fokus der verbleibenden
Regulierung in umfassend getffneten Postmérkten der Universaldienst steht
(Knieps, Zenhausern, Jaag, 2009, 89 ff.). Dennoch wird auf den Méarkten fir li-
zenzpflichtige Postdienstleistungen® sowie firr Teilleistungen auch nach Wegfall
der Exklusivlizenz eine Price-Cap-Regulierung angewendet. Die Post-Entgelt-
regulierungsverordnung gibt dem Price-Cap-Verfahren gegentiber dem Einzel-

2 Die verschiedenen Entgeltverfahren beziiglich des Zugangs zum Teilnehmeran-
schluss sowie des Zugangs zu 6ffentlichen Telefonnetzen finden sich auf der Website
der Bundesnetzagentur.

% Richtlinie 2008/6/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar
2008 zur Anderung der Richtlinie 97/67/EG im Hinblick auf die Vollendung des
Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft, ABI. L 52/3 vom 27.2.2008,
S. 3-20.

Es handelt sich um die gewerbemal3ige Beftrderung von Briefsendungen, deren Ein-
zelgewicht nicht mehr als 1000 g betrégt.
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genehmigungsverfahren grundsétzlich Vorrang. Ein konstantes Preisniveau
wurde inzwischen von der Bundesnetzagentur fur die Jahre 2008 bis 2011 fest-
gelegt, wobei die im Price-Cap verbleibenden Produkte nur noch einem Korb
zugeordnet werden. Diese Price-Cap-Regulierung wird mit einem hohen Markt-
anteil (ca. 90%) der Deutschen Post AG begrtindet (Bundesnetzagentur, 2007).

Aus der Perspektive des disaggregierten Regulierungsansatzes liefert die Hohe
des Marktanteils keine hinreichende Begriindung fir eine ex ante sektorspezifi-
sche Regulierung (Blankart, Knieps, Zenhausern, 2007, 423 ff.). Wirde der in
der Telekommunikationsregulierung inzwischen akzeptierte (kumulative) Drei-
Kriterien-Test® auf die Postmérkte sektorsymmetrisch angewendet, wiirde un-
mittelbar deutlich, dass eine Ex-ante-Regulierung nicht gerechtfertigt ist. Bereits
das erste Kriterium ,, betrachtliche, anhaltende strukturell oder rechtlich bedingte
Zugangshindernisse® ist aufgrund der Abwesenheit von irreversiblen Kosten
(und folglich auch der Abwesenheit eines monopolistischen Bottlenecks) auf
den Postmérkten nicht erfllt.

3.3 Bahn

Die Entgeltregulierung der Trassenpreise basiert auf dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz sowie der Eisenbahn-Benutzungsverordnung. Bei der Entgeltregulie-
rung seit 2006 handelt es sich um eine kostenorientierte Regulierung, wobei die
Deckung der Voll-Ist-Kosten abziglich der staatlichen Zuwendungen gewahr-
leistet sein soll. In der aktuellen Diskussion steht die Einflihrung einer Price-
Cap-Regulierung. Die Bundesnetzagentur stellt in ihrem Abschlussbericht zur
EinfUhrung einer Anreizregulierung im Eisenbahnsektor eine Price-Cap-Formel
vor, welche a's Besonderheit des Eisenbahnsektors die hohen Beitrage offentli-
cher Zuwendungen zur Infrastruktur berticksichtigt (Bundesnetzagentur, 2008,

> Empfehlung der Kommission vom 11. Februar 2003 iber relevante Produkt- und
Dienstmérkte des elektronischen Kommunikationssektors, die aufgrund der Richtli-
nie 2002/21/EG des Européischen Parlaments und des Rats Uber einen gemeinsamen
Rechtsrahmen fir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste fir eine Vorab-
regulierung in Betracht kommen, ABL. L 114/45, Erwégungsgrund (9).
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75). Zu den Umsatzerl6sen werden die staatlichen Zahlungen addiert, um die
gesamten Einnahmen des Eisenbahninfrastrukturunternehmens zu erhal ten.

Grundsétzlich gilt es zu unterscheiden zwischen dem Marktmachtregulierungs-
problem, dessen institutionelle Losung in der Kernkompetenz der Bundesnetz-
agentur liegt, und der Ausgestaltung der Bestellerfunktion defizitarer Leistun-
gen, die in der Hand der politischen Instanzen liegt. Marktkonforme Tarifsyste-
me zur Benutzung von Schieneninfrastrukturen sollten so ausgestaltet werden,
dass siein der Lage sind, gleichzeitig die Kriterien der Diskriminierungsfreiheit,
der effizienten Allokation knapper Schieneninfrastrukturkapazitdten sowie der
Finanzierungsanforderung moglichst weitgehend zu erfillen. Price-Cap-Regu-
lierung darf die erforderliche Kostendeckung nicht verhindern. In profitablen
Netzbereichen bedeutet dies, dass durch die Wahl des X-Faktors kein kinstli-
ches Defizitproblem geschaffen wird.

Ein wesentliches Merkmal bel der Bereitstellung von Schieneninfrastrukturen
sind die hohen Fixkosten. Insoweit auch bel konsequenter Anwendung der
Preisdifferenzierung die Erlose aus den Trassenpreisen die entscheidungsrele-
vanten Gesamtkosten nicht decken kénnen, liegt ein Defizitproblem vor. Die
Hohe der Subventionen muss im politischen Prozess festgelegt werden. Die
Einnahmen aus staatlichen Zuwendungen und die Einnahmen aus Trassenprei-
sen missen insgesamt die entscheidungsrelevanten Kosten der Schieneninfra-
struktur decken.

Die 6konomischen Charakteristika der Trasseninanspruchnahme auf den Kern-
netzen unterscheiden sich grundiegend von denjenigen auf den regionalen Net-
zen. Wahrend die Allokationsfunktion und damit einhergehend die Trassenpro-
duktdifferenzierung auf den Kernnetzen bedeutend ist und verkehrslenkende
Trassenpreise wesentlich zur Kostendeckung beitragen, stellt sich auf den Regi-
onalnetzen ausschliefdlich das Finanzierungsproblem. Hier ist die offentliche
Hand als Besteller der Infrastrukturvorhaltefunktion gefordert.

Eine transparente Austibung der Bestellerfunktion der 6ffentlichen Hand im Be-
reich der Schieneninfrastrukturen erfordert es, die Bestellerfunktion auf digjeni-
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gen Bereiche zu fokussieren, bei denen ein Bestellerproblem tatséchlich vor-
liegt. Bestellerprobleme im Bereich von Transportleistungen dirfen nicht ver-
mischt werden mit Bestellerproblemen im Bereich der Infrastrukturen. Im Be-
reich der Schieneninfrastruktur tritt das Bestellerproblem insbesondere im Be-
reich der Regionalnetze auf.

Die Price-Cap-Regulierung ist nicht geeignet, die Effizienz der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen zwischen Besteller und Infrastrukturanbieter zu
erhohen. Die Subventionsvergabe unterliegt grundsétzlich anderen Gesetzmé-
Bigkeiten als die RPI-X Formel. Das X bezieht sich einzig auf die ex ante zu er-
wartenden Produktivitatsfortschritte innerhalb einer Branche, wobei die finan-
zielle Uberlebensfahigkeit nicht zur Disposition steht. Die Hohe der Subventio-
nen wird dagegen im politischen Prozess festgelegt und kann im Zeitablauf, ab-
hangig von den politischen Entschel dungsprozessen, schwanken.

3.4 Energie

Die EU-Elektrizitéts- und Erdgasrichtlinien (96/92/EG und 98/30/EG) zur um-
fassenden Marktoffnung des européischen Energiesektors Uberlief3en den natio-
nalen Gesetzgebern einen grol3en Ermessensspielraum bel der Ausgestaltung des
Ordnungsrahmens. Das deutsche Energiewirtschaftsgesetz aus dem Jahre 1998
stellte einen Sonderweg dar, insofern als es den Netzbetreibern im Rahmen von
Verbandevereinbarungen Uberlassen blieb, mit ihren Abnehmern die Netzzu-
gangsbedingungen frei auszuhandeln. Inzwischen besteht diese Moglichkeit
nicht mehr und wurde zu Gunsten einer Ex-ante-Regulierung ersetzt. Das Gesetz
Uber die Elektrizitdts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz — EnNWG)
vom 7. Juli 2005 und die darauf basierenden Verordnungen zum Stromnetz- und
Gasnetzentgelt sowie die seit Anfang 2009 in Kraft getretene Anreizregulie-
rungsverordnung bilden den aktuellen regulatorischen Rahmen fir die Entgelt-
regulierung des Energiesektors in Deutschland.®

® Verordnung Uber die Entgelte fir den Zugang zu Elektrizitatsversorgungsnetzen
(Stromnetzentgeltverordnung- StromNEV) vom 25. Juli 2005.Verordnung Uber die
Entgelte fir den Zugang zu Gasversorgungsnetzen (Gasnetzentgeltverordnung —
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Im Elektrizitétssektor besteht sektorspezifische Marktmacht im Bereich der
Transportnetze und der Vertellnetze, da diese Leitungsnetze durch Biindelungs-
vorteile und Kostenirreversibilitdten gekennzeichnet sind. Dagegen erfillen Er-
zeugung und Versorgung nicht die Eigenschaften monopolistischer Bottlenecks.
Aus der Perspektive des disaggregierten Regulierungsansatzes stellt sich dage-
gen die Frage nach der Rechtfertigung von Ex-ante-Regulierung in Ferngas-
transportnetzen. Aufgrund des Zugangs zu alternativen Pipeline-Backbones se-
hen sich die regionalen und lokalen Betreiber keinem monopolistischen Bottle-
neck-Anbieter gegeniiber (Knieps, 2006, 61 ff.). Auch stellt sich die Frage, in-
wieweit die im 8 20 EnWG enthaltenen Verbote bestimmter Preisstrukturen,
insbesondere das Verbot der Festlegung eines transaktionsabhangigen Trans-
portpfades im Erdgastransport sowie das Verbot der Bepreisung von Elektrizi-
tatseinspeisung (8 15 StromNEV) mit der Einfhrung einer Anreizregulierung
kompatibel sind (Knieps, 2009).

4. Institutionelle Reformpotenziale
4.1 Das Regulierungsdreieck

Der gesetzliche Regulierungsrahmen wird in Form von Gesetzen und Verord-
nungen im politischen Prozess festgelegt. Die sektorspezifische Regulierung
wird durch vom Gesetzgeber eingesetzte Behodrden durchgefiihrt. Bereits Posner
(1974, 339 f.) verwies auf die Notwendigkeit einer Arbeitsteilung zwischen den
gesetzgebenden Instanzen und den ausfiihrenden Regulierungsbehdrden. Durch
die Ubertragung von Regulierungskompetenzen von einer gesetzgebenden In-
stanz auf eine Regulierungsbehdrde werden gleichzeitig die zukinftigen Hand-
lungsspielrdume einer Regulierungsbehorde festgelegt (Spulber, Besanko, 1992,
127 ff.). Es handelt sich dabei um ein Regulierungsmandat zwischen Gesetzge-
ber und Regulierungsbehdrde. Die Regulierungsbehdrde kann dabei einen mehr
oder weniger grof3en Handlungsspielraum erhalten (vgl. Abbildung 1).

GasNEV) vom 25. Juli 2005. Verordnung Uber die Anreizregulierung der Energie-
versorgungsnetze (Anreizregulierungsverordnung — ARegV) vom 29. Oktober 2007.
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Abbildung 1: Das Regulierungsdreieck

Gesetzgeber

Gesetzlicher Regulie-
rungsrahmen

Gesetzliches

Regulierungsmandat Branche

Regulierungsumsetzung

Regulierungsbehorde

Quelle: Knieps, 2007b, 183

Regulierungsbehdrden haben die Kompetenz, im Rahmen des gesetzlichen Auf-
trags Entscheidungen zu treffen. Es wird davon ausgegangen, dass Regulie-
rungsbehorden jenseits des gesetzlichen Auftrags nicht aktiv werden konnen.
Innerhalb dieses Aktionsraumes besitzen die Regulierungsbehorden diskretiong
re Handlungsspielrédume, die abhangig von der Ausgestaltung des gesetzlichen
Regulierungsrahmens erheblich variieren. Ein gewisser Handlungsspielraum der
Regulierungsbehorde ist vom Gesetzgeber erwiinscht, weil nur so auf die detail-
lierten Umsetzungserfordernisse sektorspezifischer Regulierung eingegangen
werden kann. Insbesondere erfordert die Umsetzung der Regulierung speziali-
sierte Branchenkenntnisse. Der Extremfall, dass die Regulierungsgesetze der
Regulierungsbehdrde keinerlel diskretiondren Handlungsspielraum Uberlassen,
kann folglich ausgeschlossen werden. Ein zweiter Extremfall, dass die Regulie-
rungsbehorden sich vollig unabhéngig vom gesetzlichen Regulierungsrahmen
verhalten kénnen, ist ebenso wenig wahrscheinlich. Es kann folglich davon aus-
gegangen werden, dass der gesetzliche Regulierungsrahmen den diskretionaren
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Spielraum fur das Verhalten von Regulierungsbehtrden beschrankt, aber nicht
vOllig aufhebt (vgl. Spulber, Besanko, 1992; Weingast, Moran, 1983).

Die Umsetzung des Instruments der Price-Cap-Regulierung erfordert eine aktive
Regulierungsbehdrde mit einem innerhalb des gesetzlichen Regulierungsrah-
mens beschrankten diskretiondren Handlungsspielraum. Die Bestimmung des
Ausgangspreisniveaus, die Festlegung von X auch mit Hilfe von Benchmarking-
Verfahren, Qualitétsregulierung (Abwagung zwischen unterschiedlichen Quali-
téts- und Preisniveaus) und deren Abgrenzung von der technischen Regulierung
erfordern die Fachkompetenz der Regulierungsbehtrde und lassen sich nicht mit
Hilfe eines automatisierten Regulierungsmechanismus festlegen.

4.2 Das disaggregierte Regulierungsmandat

In Abschnitt 3 wurde dargelegt, dass die verschiedenen sektorspezifischen Ein-
zelgesetze und Verordnungen der Bundesnetzagentur sowohl im Zeitablauf as
auch zwischen den unterschiedlichen Netzsektoren sektorasymmetrisch diskreti-
ondren Handlungsspielraum verliehen haben. Aus der Perspektive des disaggre-
gierten Regulierungsansatzes hat dies bezliglich der Regulierungsbasis sowohl
zu Uberregulierungen (z.B. in der Telekommunikation) als auch zu Unterregu-
lierungen (z. B. bei der Stromversorgung) gefiihrt. Bezlglich des Einsatzes der
Regulierungsinstrumente kam es zu Doppelregulierungen (Vorleistungs- und
Endkundenmarktregulierung im Telekommunikationssektor). Schliefdlich wird
das Instrument der Price-Cap-Regulierung nicht konsequent angewendet. Wah-
rend die Vorleistungsmérkte in der Telekommunikation mittels kostenbasierter
Einzel preisgenehmigungen reguliert werden, werden die Vorleistungsmérkte im
Energiesektor mittels Price-Caps reguliert. Erforderlich ist deshalb ein prézises
Regulierungsmandat, das die Regulierungsbehtrde in die Lage versetzt, ihren
Regulierungsauftrag im Sinne des disaggregierten Regulierungsansatzes maog-
lichst zielgerecht umsetzen zu kénnen. Insbesondere wirde der Einfluss unter-
schiedlicher Interessengruppen auf die Regulierungsbehoérde beschrankt.
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Aus netzokonomischer Sicht gilt es dabei die folgenden Grundprinzipien zu be-
achten (Knieps, 2007b, 190 ff.):

- Beschrénkung der Regulierung auf monopolistische Bottleneck-Bereiche.
Globale Regulierung, die auch wettbewerbliche Bereiche umfasst, ist damit
unvereinbar. Aber auch die zeitweise oder vollstandige Aussetzung von
Regulierung in Bereichen mit netzspezifischer Marktmacht lasst sich damit
nicht rechtfertigen.

- Beendigung der Regulierung bel Wegfall der netzspezifischen Marktmacht.
Sobald in einem Netzbereich, etwa aufgrund von technischem Fortschritt,
die netzspezifische Marktmacht verschwindet, muss auch die Regulierung
dieses Tellbereichs beendet werden.

- Gewdhrleistung des diskriminierungsfreien Zugangs zu den monopolisti-
schen Bottleneck-Einrichtungen. Anreizregulierung ist auf monopolistische
Bottleneck-Komponenten zu beschranken; Doppelregulierungen sind zu
vermeiden.

- Es gilt sicherzustellen, dass durch die Regulierung die Gesamtkosten-
deckung einschliefdlich der entscheidungsrelevanten Kapitalkosten nicht
gefahrdet wird.

Das disaggregierte Regulierungsmandat stellt gleichzeitig eine bindende Be-
schrankung des Handlungsspielraums der Regulierungsbehérde dar und be-
grenzt folglich die Mdglichkeit des Einflusses von Interessengruppen. Regulie-
rungsbehorden sind insbesondere verpflichtet, die Kompensation der Ex-ante-
Risiken von Investitionsprojekten zu ermoglichen, die auch das Risiko des
Scheiterns eines Projektes umfasst. Ohne eine solche Bindung auf der Ebene des
gesetzlich vorgegebenen disaggregierten Regulierungsmandats besteht das Prob-
lem, dass seitens potenzieller Investoren regulatorischer Opportunismus zu er-
warten ist, dem die Regulierungsbehdrde aufgrund fehlender Selbstbindungsféa
higkeit nicht entgegentreten kann.



18

Literatur

Beedley, M.E., Littlechild, S.C. (1989), The regulation of privatized monopolies
in the United Kingdom, Rand Journal of Economics, 20, 454-472

Blankart, Ch.B., Knieps, G., Zenhausern, P. (2007), Regulation of New Markets
in Telecommunications. Market Dynamics and Shrinking Monopolistic
Bottlenecks, European Business Organization Law Review (EBOR), 8,
413-428

Bundesnetzagentur (2007), Price-Cap-Regulierung 2008 — Eckpunkte — Bonn
abgerufen am 09.09.2009 unter http://www.bundesnetzagentur.de

Bundesnetzagentur (2008), Abschlussbericht der Bundesnetzagentur zur Einfih-
rung einer Anreizregulierung im Eisenbahnsektor — revidierte Fassung,
26.05.2008

Cowan, S. (1997), Price-Cap Regulation and Inefficiency in Relative Pricing,
Journal of Regulatory Economics, 12, 53-70

Crew, M.A., Kleindorfer, P.R. (2002), Regulatory Economics. Twenty Y ears of
Progress?, Journal of Regulatory Economics, 21/1, 5-22

Geradin, D., Sidak, J.G. (2005), European and American approaches to antitrust
remedies and the institutional design of regulation in telecommunications,
in: S. Majumdar, |. Vogelsang, M.E. Cave (eds.), Handbook of Telecom-
munications Economics, Vol. 2, 517-553

Knieps, G. (2006), Sector-specific market power regulation versus general com-
petition law: Criteria for judging competitive versus regulated markets, in:
Sioshansi F.P., Pfaffenberger, W., (eds.), Electricity Market Reform: An
International Perspective, Elsevier, Amsterdam et a., 49-74

Knieps, G. (20074a), Sektorspezifische Regulierung: Transitorisch oder ad infini-
tum?, ifo-Schnelldienst, 21, 7-9

Knieps, G. (2007b), Netzékonomie — Grundlagen, Strategien, Wettbewerbspoli-
tik, Gabler, Wiesbaden

Knieps, G. (2008), Wettbewerbsbkonomie — Regulierungstheorie, Industrietko-
nomie, Wettbewerbspolitik, Springer, Berlin u. a.



19

Knieps, G. (2009), Sektorsymmetrische Regulierung in Netzsektoren: Ein Ver-
gleich zwischen Erdgas und Elektrizitét, Netzwirtschaften & Recht (N&R),
6/3, 138-143

Knieps, G., Zenhausern, P., Jaag, Ch. (2009), Wettbewerb und Universaldienst
in europdischen Postmaérkten, in: G. Knieps, H.-J. Well3 (Hrsg.), Fallstudien
zur Netzokonomie, Gabler, Wiesbaden, 2009, 87-109

Linhart, P.B., Radner, R. (1983), Deregulation of Long-Distance Telecommuni-
cation, Bell Laboratories Economic Discussion Paper 269, June

Littlechild, S. C. (1983), Regulation of British Telecommunications Profitabil-
ity, Department of Industry, Report to the Secretary of State, London

Littlechild, S.C. (1988), Economic Regulation of privatised Water Authorities
and some further Reflections, Oxford Review of Economic Policy, 4/2,
40-68

Posner, R.A. (1974), Theories of Economic Regulation, Bell Journa of
Economics, 5, 335-358

Spulber, D.F., Besanko, D. (1992), Delegation, Commitment, and the Regula-
tory Mandate, Journal of Law, Economics, and Organization, 8/1, 126-154

Stern, J. (2003), What the Littlechild Report actually said, in: Bartle J. (ed.), The
UK Model of Utility Regulation, CRI Proceedings 31, University of Bath,
7-31

Vogelsang, |. (2002), Incentive Regulation and Competition in Public Utility
Markets. a 20-Year Perspective, Journal of Regulatory Economics, 22/1,
5-27

Weingast, B.W., Moran, M.J. (1983), Bureaucratic Discretion or Congressional
Control? Regulatory Policymaking by the Federal Trade Commission,
Journal of Political Economy, 91/5, 765-800



20

Als Diskussionsbeitrage des

Instituts fur Verkehrswissenschaft und Regionalpolitik
Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg i. Br.

sind zuletzt erschienen:

103.

104.

105.

106.

107.

108.

109.

110.

111.

112.

113.

G. Knieps: Von der Theorie angreifbarer Méarkte zur Theorie monopolistischer Bottle-
necks, in: Daumann, F., Okruch, S., Mantzavinos, C. (Hrsg.), Wettbewerb und Gesund-
heitswesen: Konzeptionen und Felder ordnungsokonomischen Wirkens, Festschrift fir
Peter Oberender, Andrassy Schriftenreihe, Bd. 4, Budapest 2006, S. 141-159

G. Knieps: The Different Role of Mandatory Accessin German Regulation of Railroads
and Telecommunications, erschienen in: Journal of Competition Law and Economics,
Vol. 2/1, 2006, S. 149-158

G. Knieps: Aktuelle Vorschldge zur Preisregulierung natirlicher Monopole, erschienen
in: K.-H. Hartwig, A. Knorr (Hrsg.), Neuere Entwicklungen in der Infrastrukturpolitik,
Beitrége aus dem Ingtitut fir Verkehrswissenschaft an der Universitdét Minster, Heft
157, Vandenhoeck & Ruprecht, Goéttingen, 2005, S. 305-320

G. Aberle: Zukiunftige Entwicklung des Guterverkehrs: Sind Séttigungsgrenzen erkenn-
bar? Februar 2005

G. Knieps: Versorgungssicherheit und Universaldienste in Netzen: Wettbewerb mit
Nebenbedingungen? erschienen in: Schriftenreihe der Deutschen Verkehrswissenschaft-
lichen Gesellschaft: Versorgungssicherheit und Grundversorgung in offenen Netzen,
Reihe B, B 285, 2005, S. 11-25

H.-J. Weil3: Die Potenziae des Deprival Vaue-Konzepts zur entschel dungsorientierten
Bewertung von Kapital in liberalisierten Netzindustrien, Juni 2005

G. Knieps: Telecommunications markets in the stranglehold of EU regulation: On the
need for a disaggregated regulatory contract, erschienen in: Journal of Network
Industries, Vol. 6, 2005, S. 75-93

H.-J. WeiR: Die Probleme des OPNV aus netzokonomischer Sicht, erschienen in:
Lasch, Rainer/Lemke, Arne (Hrsg.), Wege zu einem zukunftstrachtigen OPNV: Rah-
menbedingungen und Strategien im Spannungsfeld von Markt und Politik, Erich
Schmidt Verlag, Berlin, 2006, S. 119-147

G. Knieps: Die LKW-Maut und die drei Grundprobleme der Verkehrsinfrastrukturpoli-
tik, erschienen in: Schriftenreihe der Deutschen Verkehrswissenschaftlichen Gesell-
schaft: Die LKW-Maut als erster Schritt in eine neue Verkehrsinfrastrukturpolitik, Reihe
B, B 292, 2006, S. 56-72

C.B. Blankart, G. Knieps, P. Zenh&usern: Regulation of New Markets in Telecom-
munications? Market dynamics and shrinking monopolistic bottlenecks, erschienen in:
European Business Organization Law Review (EBOR), Val. 8, 2007, S. 413-428

G. Knieps: Wettbewerbspotenziale im Nahverkehr: Perspektiven und institutionelle
Barrieren, erschienen in: Schriftenreihe der Deutschen Verkehrswissenschaftlichen
Gesdllschaft: Warten auf Wettbewerb: OPNV in Deutschland, Reihe B, 2007, S. 11-23



114.

115.

116.

117.

118.

119.

120.

121.

122.

123.

124.

125.

126.

127.

21

F. Birke: Universaldienstregulierung in der Telekommunikation heute: Herausforderun-
gen, Chancen und Risiken — Ein historischer Ansatz, Mai 2007

G. Knieps, P. Zenhadusern: The fallacies of network neutrality regulation, erschienen
in: Competition and Regulation in Network Industries, Vol 9/2, 2008, S. 119-134

G. Knieps: Disaggregierte Regulierung in Netzsektoren: Normative und positive
Theorie, erschienen in: Zeitschrift fir Energiewirtschaft, 31/3, 2007, S. 229-236

G. Knieps, H.-J. Weil3: Reduction of Regulatory Risk: A Network Economic Ap-
proach, erschienen in: in: U. Blum (Hrsg.), Regulatorische Risiken — Das Ergebnis staat-
licher Anmal3ung oder 6konomisch notwendiger Interventionen?, Schriften des Instituts
fur Wirtschaftsforschung Halle, Bd. 29, Nomos Verlag, Baden-Baden, 2009, S. 99-109

G. Knieps, H.-J. Weil3: Regulatory Agencies and Regulatory Risk, Revised Version:
January 2008

G. Knieps: Regulatorische Entbiindelung in Netzindustrien, erschienen in: Tagungsbéan-
de der Gesellschaft fur Verkehrswissenschaft und Regionalpolitik an der Universitét
Freiburg eV., 40. Freiburger Verkehrsseminar 2007, Entbiindelung in Netzindustrien:
Chancen und Risiken, Freiburg, S. 11-25

G. Knieps: The Net Neutrality Debate and the German Communications and Competi-
tion Law, erscheint in: Proceedings of the 3rd Annual International Conference on ,,Net
Neutrality*, Center for Law and Public Utilities, Seoul National University, 17 October
2008

G. Knieps: Verkehrsinfrastrukturen zwischen Wettbewerb und Regulierung, erschienen
in: Wirtschaftspolitische Blétter, 56/1, 2009, S. 11-21

G. Knieps: Wettbewerb und Netzevolutorik, erscheint in: Beitrége zum Hoppmann-
Band, Schriftenreihe des Walter Eucken Instituts, Mohr (Siebeck), Tlbingen, 2009

G. Knieps, P. Zenhausern: ‘Stepping stones and ‘access holidays': The fallacies of
regulatory micro-management, erschienen in: P. Baake, R. Borck (eds.), Public Econom-
ics and Public Choice: Contributions in Honour of Charles B. Blankart, Springer Verlag,
Berlin u.a, 2007, S. 257-277

G. Knieps: Qualitédts- und Preisdifferenzierung im Internet, erscheint in: Tagungsband
Wettbewerbsprobleme im Internet, Reinhard Fischer Verlag, 2009

G. Knieps: Wettbewerb im transeuropéischen Eisenbahnverkehr, erscheint in: Zeit-
schrift fur Verkehrswissenschaft, 2009

G. Knieps: Sektorsymmetrische Regulierung in Netzsektoren: Ein Vergleich zwischen
Gas und Elektrizitét, erschienen in: Netzwirtschaften & Recht (N&R), 6. Jg., Nr. 3,
2009, S. 138-143

G. Knieps: Theorie und Praxis der Price-Cap-Regulierung, Vortrag auf dem 42. Frei-
burger Verkehrsseminar 2009 ,Anreizregulierung in Netzwirtschaften: Theorie und
Praxis’



	Diskussionsbeitrag
	Abstract:
	Universität Freiburg
	Phone: (+49) - (0)761 - 203 - 2370



